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hat der 5° Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 28„ April 1964, an der

mitgewirkt haben

Bundesrichter' R i c h t'e r
als Vorsitzender?

die Bundesrichter Dr° L a n g k e i t ' und

Dr. S c h u b e r t

sowie die Bundessozialrichter V o l p e r s und

Dr„ B b e r l e
als ehrenamtliche Richter?

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Niedersachsen vom 27. April 1962 wird

zurückgewiesen°

Die Beteiligten haben einander keine außergericht—

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu erstätteno

‘V o n R e c h t s w e g e n „

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G r ü n d e :
- -..—_-—-——

Der Kläger beschäftigte vom1° Mai 1956 bis zum31, Au—
gust 1957 den Beigeladenen Dr° M::::==.(Mo) als Anwalts—

‚assessorc '

Die beklagte Allgemeine Ortskrankenkasse (AOK) forderte

den Kläger durch Bescheid vom 16„ April 1959 auf, für den.

Beigeladenen M, Beiträge zur Rentenversicherung der Ange—

stellten (AV) für die Zeit vom 1„ März bis zum 31, Au—

gust 1957in Höhevon rd„ 380‚-- DMnachzuentrichtenofl
Der Kläger erhob gegen diesen Bescheid wWiderspruqh mit

der Begründung, der Beigeladene M° sei in der fraglichen

Zeit nicht versicherungepflichtig gewesen, weil er als

Anwaltsassessor sich nicht in der Ausbildung für den Be—

ruf eines Angestellten befunden habeo Der Wider3pruch

wurde von der WiderSpruchsstelle der beklagten AOK zu—

rückgewiesen (Bescheid vom 18° Juni 1959)o

Die Klage auf Aufhebung beider Bescheide wies das Sozial-

gericht ab (Urteil vom 290 November 1961)0

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung des Klä—

gers zurückgewiesen (Urteil vom 270 April 1962), Es ist
davon ausgegangen, daß sich der Anwaltsasséssor in der

Ausbildung für den freien Beruf eines Rechtsanwalts —
und nicht für den eines Angestellten — befinde, Wollte

_man daraus aber folgern, daß er nicht unter 5 2 Nr; 1

des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) falle, so
würde er "ausweglos" nach @ 1227 Abs° 1 Nro 1 der

Reichsversicherungsordnung (EVO) als Arbeiter vereicherungs

pflichtig sein, Um die Anwaltsassessoren vor dem Zugriff

der Rentenversicherung der Arbeiter zu bewahren, sei da—

her die Anwendung des 5 2 Nr° 1 AVG erforderlicho Ein
Anwalt werde durch seine Ausbildung befähigt, ent—

■sprechende Angestelltenberufe zu ergreifeno
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Gegen dieses Urteil hat der Kläger Revision eingelegt mit

dem Antrag,

die Urteile des LSG und des SG sowie die Be—

scheide der beklagten AOK vom 16° April und

18° Juni 1959 aufzuheben°

Er—wendet sich gegen die im angefochtenen Urteil vertretene

Auffassung, daß die Versicherung3pflicht des Anwaltsassessors

in der AV aus einem Vergleich mit der entSprechenden Regelung

in der Rentenversicherung der Arbeiter abgeleitet werden kön—

ne„ Der Anwaltsassessor befinde sich in der Ausbildung für

einen beruf; der nur
freiberuflich ausgeübt werden könne° Er

erhalte auch kein Entgelt, sondern nur eine Unterhaltsbeihilfeo_

Lie Köglichkeit, die Versicherung in der AV nach Beendigung

einer versicherungepflichtigen Beschäftigung freiwillig fort—

zusetzen (@ 10 Abs() 1 Satz 1 AVG), habe für den Anwaltsassessor

und Späteren Rechtsanwalt keine Bedeutung, da er regelmäßig'

keine entsprechenden-Vorversicherungszeiten nachweisen könne°

Der Beigeladene M„ ist dieser Auffassung beigetreten°

Die beklagte AOK und die beigeladene Bundesversicherungsan-

stalt für Angestellte haben beantragt,

die Revision zurückzuweiseno/

II

Die Revision ist nicht begründet„ Im Ergebnis zutreffend hat

das LSG den Beigeladenen M„ in der Zeit vom1° März 1957 bis

zum 31. August 1957 als versicherungepflichtig in der AV
„(© 2 Nr„ 1 AVG) und dement5prechend den Kläger als beitrags—

pflichtig angesehen° Als Assessor im anwaltlichen Probedienst

war der Beigeladene Mo in der fraglichen Zeit entgeltlich be—

schäftigter Angestellter° Wie der Senat in der Entscheidung vom

gleichen Tage — 3 BK 68/60 —näher dargelegt hat, wurde das Be—
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schäftigungsvérhältnis des Anwaltsassessors in per—

sönlicher Abhängigkeit unter Vergütung der Dienst—

leistungen ausgeübt° Damit sind die wesentlichen Merk—

male für ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis —
und zwar als Angestellter "in höherer Stellung"

(@ 3 Abs" 1 Nr° 2 AVG) — gegeben‚ Hiermit stimmt über—
ein, daß die Bezüge des Anwaltsassessors regelmäßig
als lohnsteuerpflichtig behandelt wurden, d‚h° auch
im Lohnsteuerrecht das Dienstverhältnis des Anwalts—

assessors als abhängiges.Beschäftigungsverhältnis

angesehen wurde() .

Demgemäß war die Revision des Klägers gegen das enge—

fochtene Urteil zurückzuweisen„

Die Kostenentscheidung beruht-auf @ 193 Abs° 1 und 4
des Sozialgerichtsgesetzeso
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